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Corona-Hilfen: Jetzt
LINKE: Land Brandenburg soll Betroffenen das Geld vorstrecken

Sebastian Walter: „Wir brauchen endlich eine langfristige Strategie“
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Ab Mittwoch könnte in Bran-
denburg ein neuer Lockdown 
gelten. Ab Mittwoch könnte in 
Brandenburg ein neuer Lockdown 
gelten. Nach Stand von Samstag 
Abend will die Landesregierung 
die Schließung des Einzelhandels 
(außer Lebensmittel, Apotheken, 
Buchhandlungen, Baumärkte), Di-
stanzunterricht ab Klasse 7 (außer 
Abschlussklassen und Förder-
schulen), Ausgangsbeschränkun-
gen zwischen 22 und 6 Uhr durch-
setzen. „Ein erneuter Lockdown ist 
nicht mehr zu verhindern und rich-
tig“, kommentiert Sebastian Walter, 
Chef der LINKEN im Brandenbur-
ger Landtag. „Aber diese Entschei-
dung darf nicht wieder dazu führen, 
dass wir weiter nach dem Prinzip 
Hoffnung verfahren. Wir brauchen 
endlich eine langfristige Strategie 
für einen Umgang mit dem Virus. 
Auch der Impfstoff wird kurzfristig 
keine Probleme lösen. Jetzt müs-
sen endlich die Luftfi lter eingebaut, 
der ÖPNV entzerrt und den Men-
schen eine Perspektive aufgezeigt 
werden. Bei allen Entscheidungen 
müssen die wirtschaftlichen, aber 
auch die individuellen Folgen ge-
sehen und eingegrenzt werden.“

Wichtig ist der LINKEN die Hilfe 
für die Branchen, die bereits vom 
Lockdown Light gebeutelt sind. 

Brandenburgs Wirtschaftsminister 
Jörg Steinbach hatte diese Woche 
angekündigt, dass die Corona-Hil-
fen des Bundes erst Mitte Januar 
oder gar erst im Februar kommen 
werden. 

Sebastian Walter sieht jetzt das 
Land in der Pfl icht: „Seit über einem 
Monat warten Betriebe und Selbst-
ständige auf Hilfe. Vielen droht die 
Insolvenz oder sie können ihren 
Lebensunterhalt nicht mehr fi nan-
zieren.“ Die Landesregierung dürfe 
in dieser Lage nicht länger achsel-
zuckend auf den Bund verweisen, 
so Walter: „Das Land muss jetzt 
selbst handeln und denen hel-

Die SPD-CDU-Grüne Landes-
regierung teilte am 10. Dezember 
im Infrastruktur-Ausschuss des 
Landtages mit, dass die Mietpreis-
bremse zum 31. Dezember aus-
laufen wird, teilte die wohnungspo-
litische Sprecherin der LINKEN im 
Brandenburger Landtag, Isabelle 
Vandre, mit. Angekündigt sei aber, 
dass die Mietpreisbremse zum 
Ende des ersten Quartals 2021 
rückwirkend ab Januar wieder ein-
geführt werden könnte. 

Alternativ wird die Linksfraktion 
in der Landtagssitzung der nächs-
ten Woche vorschlagen, dass die 
die Verordnungen ab Januar um 
ein halbes Jahr ohne Unterbre-
chung verlängert werden bis alle 

Privat vor Staat?
Die Kreiswerke und 
der Winterdienst auf 

Kreisstraßen
Der Barnimer Kreistag befasste 

sich am 2. Dezember mit Dienst-
leistungsverträgen. Die Kreisver-
waltung will damit diverse Tätig-
keiten an kreisliche Gesellschaften 
übertragen, zum Beispiel den Win-
terdienst auf den Kreisstraßen oder 
den Bau eines Gebäudes für das 
Kreisarchiv. 

Die „Freien Wähler“ lehnen dies 
ab. Sie wollen privat vor Staat und 
verweisen auf die Wirtschaftsord-
nung der Bundesrepublik Deutsch-
land. Dass es auf dem Markt keine 
Anbieter gibt, die die Aufgaben 
generell oder zeitnah übernehmen 
können, ist ihnen egal. Vor allem 
im ländlichen Raum gibt es erheb-
liche Schwierigkeiten, den  Win-
terdienst zu gewähr-
leisten. Die Anbieter 
würden schon kom-
men, wenn der 
Kreis sich nicht 
einmischt. Der 
Markt regelt 
das. Irgendwie, 
irgendwo, irgend-
wann ...

Oder vielleicht hilft ja auch 
Eigen initiative: Morgens zwei Stun-
den früher aufstehen und einfach 
mal selbst die Straße zur Arbeit 
verkehrstauglich machen. Diese 
Lösung lässt sich zumindest aus 
dem Dogma „privat vor Staat“ ab-
leiten.

Ralf Christoffers von der Kreis-
tagsfraktion der LINKEN fi ndet die-
se Sicht auf die Dinge falsch. Die 
Geschäftsfelder der Firma, die im 
letzten Jahr vom Kreis übernom-
men wurde, beschränken sich auf 
Winterdienst und Instandhaltung. 
Allerdings schlägt der LINKEN-Po-
litiker vor, dass Aufgaben und Or-
ganisationsstruktur der Kreiswerke 
überprüft werden müssen, das 
immer mehr Tochter- und Enkelge-
sellschaften gebildet werden.  

Die Mehrheit des Kreistages 
stimmte der Übertragung des Win-
terdienstes für Kreisstraßen an die 
Kreiswerke zu. 

Matthias Holz

Details geklärt sind. „Das verschafft 
uns Zeit, auch für die notwendige 
Debatte im Parlament,“ so Vandre. 
DIE LINKE hält die Mietpreisbremse 
für notwendig, sie müsse auf wei-
tere Kommunen ausgedehnt wer-
den. Nach Infos von rbb24 könnte 
es zwar zur Verlängerung kommen, 
aber weniger Kommunen betref-
fen. So könnten im Barnim Bernau, 
Werneuchen und Ahrensfelde ent-
fallen, dafür jedoch Panketal aufge-
nommen werden. Dies ist jedoch 
noch nicht entschieden.

In Brandenburg gilt derzeit noch 

die Mietpreisbegrenzungs- und 
eine Kappungsgrenzenverord-
nung. Sie begrenzen Mietsteige-
rungen bei Neuvermietungen auf 
10 Prozent oberhalb der ortsübli-
chen Vergleichsmiete und bei Be-
standsmieten auf 15 Prozent inner-
halb von drei Jahren (siehe OWO 
vom 8.11., 18.11., 2.12.). Im Bar-
nim haben sich die Gemeindever-
tretung Ahrensfelde und die Stadt-
verordnetenversammlung Bernau 
jeweils auf Initiative der LINKEN für 
die Beibehaltung der derzeitigen 
Regelungen ausgesprochen. (bc)

Ende für Mietpreisbremse?
DIE LINKE schlägt Verlängerung vor, bis alle Details geklärt sind

Lockdown in Brandenburg 
ab Mittwoch?

fen, die unverschuldet in der Krise 
stecken. Es soll die Hilfen vorstre-
cken, bis der Bund endlich in die 
Puschen kommt – Geld dafür ist 
im Rettungsschirm vorhanden, je-
der Tag zählt!“ Es gehe um knapp 
50 Millionen Euro und rund 4.500 
Anträge. Diese könnten, so Walter, 
den Betroffenen vom Land vorge-
streckt werden und im Wege einer 
Abtretungserklärung zurück in den 
Landeshaushalt fl ießen, sobald der 
Bund zahle. „Wir verhindern eine 
Pleitewelle, ohne dass dem Land 
ein Schaden entsteht“, fordert Wal-
ter dringlich endlich ein Handeln 
der Landesregierung. (bc)
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